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 Vorwort V 

Erstversand 
Vorwort Vorwort 

Vorwort zur dritten Auflage 
 
Das Polizei- und Ordnungsrecht zählt zu den klassischen Bereichen des 

besonderen Verwaltungsrechts, das dementsprechend im Studium einen ho-
hen Stellenwert hat. Es gibt kaum einen Klausurensatz in juristischen Prü-
fungen, in dem Problemkreise des Polizei- und Ordnungsrechts keine Rolle 
spielten. Die große Bedeutung ist gerechtfertigt, da das Polizei- und Ord-
nungsrecht als umfassendes Beispiel für das Handeln der Eingriffsverwal-
tung dienen kann. Wenngleich die hoheitliche Verwaltung mit Verwaltungs-
akt und Zwangsmaßnahmen heute in vielen Bereichen durch andere, 
kooperative Formen abgelöst worden ist, verbleiben der Eingriffsverwaltung 
zahlreiche Betätigungsfelder, insbesondere wenn es darum geht, Gefahren 
von Schutzgütern zur Sicherheit des Einzelnen und der Allgemeinheit ab-
zuwehren. Solide Kenntnisse des Polizei- und Ordnungsrechts sind also un-
abdingbare Voraussetzung für ein erfolgreiches Examen. 

Das Polizei- und Ordnungsrecht steht in der Gesetzgebungskompetenz 
der Länder. Trotz bundesweiter Harmonisierungsbestrebungen bestehen 
landesspezifische Unterschiede, deren Relevanz dem Studierenden auf den 
ersten Blick nicht deutlich wird. Daher haben wir uns in der Darstellung auf 
das Landesrecht von Nordrhein-Westfalen beschränkt; an geeigneten Stellen 
aber auch auf die Rechtslage in den anderen Bundesländern verwiesen. 

Das vorliegende Studienbuch enthält drei große Abschnitte. Im ersten Teil 
werden die aus unserer Sicht wichtigsten theoretischen Grundlagen des Po-
lizei- und Ordnungsrechts von Nordrhein-Westfalen unter Berücksichti-
gung der einschlägigen Studienliteratur und der maßgeblichen Rechtspre-
chung dargestellt. Daran folgen im zweiten Teil einige klausurmäßig 
aufbereitete Fälle, um Möglichkeiten zur Wiederholung und Vertiefung des 
ersten Teils zu bieten, gleichzeitig aber auch den Klausuraufbau für die ver-
schiedenen klassischen Problemfälle zu vermitteln. Den dritten Teil machen 
zahlreiche Übersichten aus, in denen in kurzer und prägnanter Form die 
wichtigsten Themen graphisch vermittelt werden. 

Die Überarbeitung des Textes und die Aufbereitung der dritten Auflage 
dieses Werkes gelang nur mit Hilfe von Frau Ass. jur. Kathrin Bünnigmann, 
der wir dafür besonders danken.  

Wir hoffen, allen Lesern ein brauchbares Arbeitsmittel an die Hand zu 
geben. Anregungen und Verbesserungsvorschläge zur ersten Auflage haben 
wir gerne diskutiert und aufgenommen. Wir möchten die Leserschaft hierzu 
gerne weiter ermutigen. 

 
Münster, im April 2011 Hans-Michael Wolffgang 

 Michael Hendricks 
 Matthias Merz 
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